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Antwort

der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Tobias Matthias Peterka, Rocco Kever,
Matthias Rentzsch, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
— Drucksache 21/8749 —

Kontrolle und Transparenz bei der Organisation der Vereinten Nationen fiir
industrielle Entwicklung

Vorbemerkung der Fragesteller

Die Organisation der Vereinten Nationen fiir industrielle Entwicklung (UNI-
DO) wird seit Dezember 2021 von dem fritheren Bundesminister fiir wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung Dr. Gerd Miiller als Generaldi-
rektor geleitet. Dr. Gerd Miiller wurde im Jahr 2025 von der Bundesregierung
offiziell fiir eine zweite Amtszeit als Generaldirektor der UNIDO nominiert.
Dies erklérte die deutsche Delegation bei der 53. Sitzung des Rates fiir indus-
trielle Entwicklung am 30. Juni 2025 ausdriicklich (https://downloads.unido.or
g/0t/38/39/38397193/Germany%20item%2020.pdf). Die Generalkonferenz
bestellte ihn am 23. November 2025 erneut zum Generaldirektor (www.augsb
urger-allgemeine.de/politik/gerd-mueller-bleibt-unido-direktor-das-sind-seine-
aufgaben-112852863).

Bereits vor dieser erneuten Nominierung waren Fragen zu den internen Kon-
troll- und Fithrungsstrukturen der UNIDO offentlich geworden. Nach Bericht-
erstattung der ,,WELT* hatte das Office of Evaluation and Internal Oversight
(EIO) in einem intern verbreiteten Priifbericht vom Oktober 2024 erhebliche
Schwichen in der Fiihrung der Organisation beanstandet (www.welt.de/politi
k/deutschland/plus69b9440256ad962£523d344b/unido-un-brandbrief-und-inte
rne-ermittlung-wegen-ex-bundesminister-gerd-mueller.html). Das Indepen-
dent Oversight Advisory Committee (OAC) verwies in einer Erkldrung vom
26. November 2024 auf Probleme bei der internen Kontrolle und Personalfiih-
rung (www.welt.de/politik/deutschland/article6ab6242da8b3f6fdbledac79/ex-
bundesminister-neue-vetternwirtschaft-vorwuerfe-im-umfeld-von-un-funktion
aer-gerd-mueller.html). Nach der Berichterstattung fielen im Rahmen interner
Mitarbeiterbefragungen unter anderem die Begriffe ,,Vetternwirtschaft und
,,2Amtsmissbrauch® (s. 0.).

Nach ,,WELT“-Informationen fiihrte das EIO in der Vergangenheit zudem eine
interne Untersuchung gegen Dr. Gerd Miiller (www.welt.de/politik/deutschlan
d/plus69b9440256ad962f523d344b/unido-un-brandbrief-und-interne-ermittlu
ng-wegen-ex-bundesminister-gerd-mueller.html). Gegenstand sollen unter
anderem Vorwiirfe der Vetternwirtschaft und des Machtmissbrauchs gewesen
sein. Wann diese Untersuchung eingeleitet und abgeschlossen wurde, ist 6f-
fentlich nicht erkennbar. Die UNIDO erklérte gegeniiber der ,,WELT®, die an-
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gesprochenen Vorwiirfe seien vom EIO und dessen damaligem Direktor ge-
priift und als unbegriindet zuriickgewiesen worden. Zudem seien die Einstel-
lungsverfahren ordnungsgemif und regelkonform erfolgt.

Weitere Fragen zu den internen Kontrollstrukturen der Organisation ergeben
sich nach der Berichterstattung aus personellen Verdnderungen im Jahr 2026.
Der damalige Direktor des EIO, Javier Guarnizo, soll Anfang Februar 2026
iiberraschend in die Abteilung ,,Strategische Planung und Knowledge Mana-
gement” versetzt worden sein. Nach Darstellung der ,, WELT* (ebd.) beanstan-
dete das OAC diese Entscheidung und vertrat die Auffassung, dass das Auf-
sichtsgremium vor einer solchen Personalentscheidung hétte konsultiert wer-
den miissen. Das OAC soll die Versetzung als Schwichung der internen Priif-
mechanismen bewertet haben. Nach der Berichterstattung wurde auch die Lei-
terin der internen Kontrolle, Barbara Singer, versetzt. Die UNIDO wider-
sprach einem Zusammenhang zwischen der Versetzung von EIO-Mitarbeitern
und internen Verfahren und verwies auf dienstrechtliche Vorschriften.

Am 27. September 2026 berichtete ,,WELT AM SONNTAG" iiber weitere
Vorwiirfe im Umfeld der UNIDO (www.welt.de/politik/deutschland/article6ab
6242da8b3fofdbledac79/ex-bundesminister-neue-vetternwirtschaft-vorwuerf
e-im-umfeld-von-un-funktionaer-gerd-mueller.html). Danach soll das in Riga
ansédssige EU Committee for Promotion of Tourism Investment and Develop-
ment (EUCPTID) der UNIDO bereits im April 2026 Hinweise auf mogliche
finanzielle UnregelmiBigkeiten und moglichen Mittelmissbrauch im Zusam-
menhang mit dem Investment and Technology Promotion Office in Shanghai
iibermittelt haben. Im August 2026 soll sich die Organisation erneut an den
Generaldirektor gewandt und eine aus ihrer Sicht ausgebliebene Reaktion auf
die erhobenen Vorwiirfe beanstandet haben.

Gegenstand dieser Vorwiirfe ist nach der Berichterstattung unter anderem eine
Forderung in Hoéhe von 30 000 Euro (ebd.). Ein Mitarbeiter des EU Commit-
tee for Promotion of Tourism Investment and Development soll sich selbst auf
diese Forderung beworben haben. Die Mittel sollen anschlieBend auf einem
Firmenkonto eingegangen sein, das von der Leiterin des Investment and Tech-
nology Promotion Office in Shanghai kontrolliert worden sei. Die UNIDO
wies eine in der Berichterstattung behauptete personliche Néhe der betroffe-
nen Mitarbeiterin zur Familie des Generaldirektors zuriick und erklérte, Vor-
wiirfe moglichen Fehlverhaltens wiirden gepriift.

Die Berichterstattung betrifft ferner ein vorgesehenes Beratungsverhiltnis mit
Gunther Beger, einem fritheren Mitarbeiter der UNIDO. Nach Angaben der
»~WELT* (ebd.) unterzeichnete Gunther Beger am 15. September 2026 einen
Beratungsvertrag, der eine Vergilitung von 13 250 Euro fiir 25 Arbeitstage
innerhalb von sieben Monaten vorsah. Die UNIDO erklirte gegeniiber der
Zeitung, das Vertragsverhéltnis sei letztlich nicht genehmigt worden. Nach In-
formationen aus dem Umfeld der Organisation soll eine diplomatische Vertre-
tung eines Mitgliedstaates bei den Vereinten Nationen in Wien gegen das vor-
gesehene Vertragsverhiltnis interveniert haben.

Das Independent Oversight Advisory Committee ist nach seinen vom Industri-
al Development Board gebilligten Terms of Reference (abrufbar unter: www.u
nido.org/sites/default/files/files/2023-07/Terms%200f%20reference%2010C.p
df?_token=704123532) verpflichtet, dem Industrial Development Board jahr-
lich tiber seine Téatigkeit und Empfehlungen zu berichten. Dariiber hinaus sieht
Nummer 21 der Terms of Reference vor, dass das Committee nach seinen Sit-
zungen entsprechende Stellungnahmen oder schriftliche Berichte dem Gene-
raldirektor und, sofern das Committee dies beschliefit, auch Vertretern der
Mitgliedstaaten moglichst zeitnah zur Verfiigung stellt. Nach der Investigation
Policy der UNIDO wird der Abschlussbericht einer Untersuchung grundsétz-
lich dem Generaldirektor {ibermittelt.

Deutschland gehort zu den bedeutenden Beitragszahlern der UNIDO und stellt
neben seinen Pflichtbeitragen weitere Mittel fiir Projekte der Organisation be-
reit. Nach Japan und China ist Deutschland der drittgrofite Beitragszahler
(https://wien-io.diplo.de/iow-de/internationale-organisationen/unido-190
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6766). Der endgiiltige Bundeshaushalt 2025 weist fiir die UNIDO einen
Pflichtbeitrag von 8,178 Mio. Euro, fiir besondere freiwillige Leistungen von
1,8 Mio. Euro und damit zusammen 9,978 Mio. Euro aus. Der deutsche Bei-
tragsanteil ist dort mit insgesamt 10,36 Prozent angegeben (Einzelplan 23, ab-
rufbar unter: www.bundeshaushalt.de/static/daten/2025/soll/draft/epl23.pdf).

Vorbemerkung der Bundesregierung:

Die Bundesregierung nimmt die im Zusammenhang mit der UNIDO erhobenen
Vorwiirfe ernst. Die Bundesregierung setzt sich in der UNIDO fiir eine transpa-
rente, regelkonforme und wirksame Arbeitsweise sowie fiir unabhingige und
funktionsfahige Priif- und Kontrollstrukturen ein. Die Priifung von Vorwiirfen
moglichen Fehlverhaltens obliegt den hierfiir zustdndigen Stellen der UNIDO.

Deutschland nimmt als Mitgliedstaat seine Verantwortung in den zustindigen
UNIDO-Gremien wahr. Die Bundesregierung verfolgt dort sowie im Austausch
mit der Organisation den Umgang mit den erhobenen Vorwiirfen und fordert
Transparenz und die Einhaltung der einschldgigen Regelungen ein. Dabei ach-
tet sie die Unabhéngigkeit der internen Priif- und Untersuchungsfunktionen.

1. Hatte die Bundesregierung vor der erneuten Nominierung Dr. Gerd Miil-
lers fiir eine zweite Amtszeit als Generaldirektor der Organisation der
Vereinten Nationen fiir industrielle Entwicklung Kenntnis von der Erklé-
rung des Vorsitzenden des Independent Oversight Advisory Committee
vom 26. November 2024, und wenn ja, seit wann?

2. Wann erlangte die Bundesregierung erstmals Kenntnis von dem nach der
»WELT“-Berichterstattung intern verbreiteten Priifbericht des Office of
Evaluation and Internal Oversight vom Oktober 2024, sofern ihr dieser
Bericht oder dessen wesentliche Feststellungen vor der erneuten Nomi-
nierung Dr. Gerd Miillers bekannt waren?

Die Fragen 1 und 2 werden zusammen beantwortet.

Der Nominierungsprozess beziiglich des Direktors einer internationalen Orga-
nisation ist ein mehrstufiger Prozess, der einen mehrmonatigen zeitlichen Vor-
lauf erforderlich macht. Der Beginn des Nominierungsprozesses in der Bundes-
regierung erfolgte im Sommer 2024. Zu der Zeit war die Erkldrung des Inde-
pendent Oversight Advisory Committee (OAC) noch nicht bekannt. Im Sep-
tember 2024 wurden die Mitgliedstaaten, inklusive Deutschland, iiber den
Stand der UNIDO Evaluation und die Internal Oversight-Aktivititen unterrich-
tet. Im Anschluss erfolgte die Information der Bundesregierung im Rahmen der
Berichterstattung der Stidndigen Vertretung der Bundesrepublik Deutschland bei
dem Biiro der Vereinten Nationen und bei anderen internationalen Organisatio-
nen in Wien.

3. Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung zu den im in Frage 2
bezeichneten Priifbericht beanstandeten Schwéchen vor?

Das Office of Evaluation and Internal Oversight (EIO) hat festgestellt, , dass
die Umsetzung von Empfehlungen aus fritheren Evaluierungen und Uberprii-
fungen in der UNIDO nur teilweise und mit zeitlichen Verzégerungen verlaufe.
Seit 2024 hat die UNIDO mehrmals Zahlen und Erlduterungen vorgelegt, aus
denen hervorgeht, dass sich dies verbessert hat.
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4. Hat die Bundesregierung die ihr vor der erneuten Nominierung Dr. Gerd
Miillers bekannten Feststellungen des Independent Oversight Advisory
Committee oder des Office of Evaluation and Internal Oversight in die
Entscheidung iiber seine erneute Nominierung einbezogen, wenn ja, mit
welchem Ergebnis, und wenn nein, warum nicht?

Es wird auf die Antwort auf Fragen 1 und 2 verwiesen.

5. Wann erlangte die Bundesregierung erstmals Kenntnis von der nach der
»WELT“-Berichterstattung vom Office of Evaluation and Internal Over-
sight gefiihrten internen Untersuchung gegen Dr. Gerd Miiller?

6. Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem Zeitraum die in Frage 5 be-
zeichnete interne Untersuchung gefiihrt wurde, und wenn ja, wann wurde
sie eingeleitet und wann abgeschlossen?

Die Fragen 5 und 6 werden zusammen beantwortet.

Diese UNIDO-interne Untersuchung fand nach Kenntnis der Bundesregierung
von Mai bis August 2025 statt.

7. Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung gegebenenfalls zu den
Vorwiirfen vor, die Anlass fiir die in Frage 5 bezeichnete interne Unter-
suchung gegen Dr. Gerd Miiller waren?

8. Auf welche tatsidchlichen Feststellungen stiitzte sich nach Kenntnis der
Bundesregierung die von der Organisation der Vereinten Nationen fiir in-
dustrielle Entwicklung mitgeteilte Bewertung, die gegen Dr. Gerd Miiller
erhobenen Vorwiirfe seien unbegriindet (vgl. Vorbemerkung der Frage-
steller)?

Die Fragen 7 und 8 werden zusammen beantwortet.

Die Bundesregierung hat hierzu keine eigenen Erkenntnisse. Im Ubrigen wird
auf die Vorbemerkung der Bundesregierung verwiesen.

9. Liegt der Bundesregierung ein Abschlussbericht, eine abschliefende Be-
wertung oder eine sonstige Dokumentation der in Frage 5 bezeichneten
internen Untersuchung vor oder hat sie solche Unterlagen bei der
UNIDO angefordert?

Nein.

Es wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung verwiesen.

10. Welche Schlussfolgerungen zog die Bundesregierung, sofern ihr die in
Frage 5 bezeichnete Untersuchung oder deren Ergebnis bereits vor der
erneuten Nominierung Dr. Gerd Miillers bekannt war, daraus fiir ihre
Entscheidung iiber dessen erneute Nominierung?

Es wird auf die Antworten auf Fragen 4 und 5 verwiesen.
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11.  Auf welcher Grundlage, in welchen zeitlichen Abstéinden und in wel-
chem Umfang sind das Independent Oversight Advisory Committee und
das Office of Evaluation and Internal Oversight nach Kenntnis der Bun-
desregierung verpflichtet, das Industrial Development Board oder Vertre-
ter der Mitgliedstaaten iiber Feststellungen ihrer Kontrolltitigkeit zu un-
terrichten?

Die Berichtspflichten des Independent Oversight Advisory Committee (OAC)
und des Office of Evaluation and Internal Oversight (EIO) der UNIDO ergeben
sich aus den vom Industrial Development Board (IDB) im Jahr 2020 gebilligten
Mandatsregelungen beziehungsweise der EIO-Charta.

Das OAC ist verpflichtet, dem IDB jahrlich einen Bericht mit seinen Bera-
tungsergebnissen und Empfehlungen vorzulegen. Eine entsprechende Unter-
richtung der Mitgliedstaaten erfolgt, sofern das OAC dies beschlief3t. Seine Be-
ratungen und Sitzungsprotokolle sind grundsétzlich vertraulich.

Das EIO ist verpflichtet, dem IDB jahrlich einen Tatigkeitsbericht vorzulegen
und diesen gleichzeitig dem Generaldirektor und sémtlichen Mitgliedstaaten
zuzuleiten. Dariiber hinaus berichtet es periodisch {iber den Stand und die Er-
gebnisse seiner Arbeitspliane sowie die Angemessenheit seiner Ressourcen; fes-
te zeitliche Abstdnde sind hierfiir in der Charta nicht bestimmt.

12. Welche seit dem 1. Januar 2024 an das Industrial Development Board
oder an Vertreter der Mitgliedstaaten gerichteten Jahresberichte oder
sonstigen regelméBigen Berichte des Independent Oversight Advisory
Committee und des Office of Evaluation and Internal Oversight sind der
Bundesregierung zugegangen, und wann erfolgte jeweils der Zugang?

Die Berichte sind auf elektronischen Datenbanken der UNIDO in der Regel
einige Wochen vor den jeweiligen Gremiensitzungen zugénglich und werden
von der Bundesregierung in Vorbereitungen der Gremiensitzungen konsultiert.

13. Seit wann ist der Bundesregierung gegebenenfalls die nach der ,, WELT*-
Berichterstattung Anfang Februar 2026 erfolgte Versetzung des damali-
gen Direktors des Office of Evaluation and Internal Oversight, Javier
Guarnizo, bekannt?

Seit Februar 2026.

14.  Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung zu der nach der ,,WELT*-
Berichterstattung vom Independent Oversight Advisory Committee erho-
benen Beanstandung, die Versetzung Javier Guarnizos habe gegen eine
interne Regelung der Organisation der Vereinten Nationen fiir industriel-
le Entwicklung verstoBen?

Der Bundesregierung sind diese Vorwiirfe bekannt, ebenso die Erlduterung der
UNIDO, dass es sich um ein iibliches Verwaltungsverfahren gehandelt habe.
Dartiber hinaus liegen keine eigenen Erkenntnisse vor. Es wird auf die Vorbe-
merkung der Bundesregierung verwiesen.

15. Ist der Bundesregierung bekannt, ob das Independent Oversight Adviso-
ry Committee beschlossen hat, das in der ,, WELT*-Berichterstattung ge-
nannte Schreiben zu den Verdnderungen bei den internen Priif- und Kon-
trollstellen gemaB Nummer 21 seiner Terms of Reference Vertretern der
Mitgliedstaaten zuzuleiten?
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16. Hat die Bundesregierung das in Frage 15 bezeichnete Schreiben erhalten,
und wenn ja, wann?

Die Fragen 15 und 16 werden zusammen beantwortet.

Die Bundesregierung wurde auf der 68. Informal Working Group-Sitzung der
Mitgliedstaaten am 7. November 2024 durch das Independent Oversight Advi-
sory Committee (OAC) und das Office of Evaluation and Internal Over-
sight (EIO) iiber den Grundsatzbericht des OAC in Kenntnis gesetzt. Dieses
Dokument liegt der Bundesregierung in finaler Fassung vom 5. November
2024 vor.

17. Welche Maflnahmen hat die Bundesregierung aufgrund der in den Fra-
gen 13 bis 16 bezeichneten Vorginge gegeniiber der UNIDO gegebenen-
falls ergriffen?

Die Bundesregierung hat in ihren Stellungnahmen bei Gremiensitzungen und
im Rahmen aktueller Verhandlungen zur Reform der Charta des Office of Eva-
luation and Internal Oversight (EIO) die erforderliche Transparenz in der Go-
vernance nachdriicklich bei der UNIDO eingefordert.

18. Hat die Bundesregierung Kenntnis von den nach der ,, WELT*“-Berichter-
stattung im April 2026 an die UNIDO iibermittelten Hinweisen des
EU Committee for Promotion of Tourism Investment and Development
auf mogliche finanzielle UnregelméBigkeiten oder einen mdglichen
Missbrauch von Mitteln beim Investment and Technology Promotion Of-
fice in Shanghai, und wenn ja, seit wann?

19. Wann erlangte die Bundesregierung Kenntnis von dem nach der
»WELT*“-Berichterstattung im August 2026 an den Generaldirektor ge-
richteten Schreiben des EU Committee for Promotion of Tourism Invest-
ment and Development, sofern ihr dieses bekannt ist?

Die Fragen 18 und 19 werden zusammen beantwortet.

Die Bundesregierung hat Kenntnis von der ,, WELT“-Berichterstattung, dariiber
hinaus liegen keine eigenen Erkenntnisse vor.

Es wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung verwiesen.

20. Welche Auskunftsersuchen oder sonstigen Aufklarungsmafnahmen ha-
ben das Auswirtige Amt, das Bundesministerium fiir wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung oder die Stindige Vertretung der Bun-
desrepublik Deutschland bei dem Biiro der Vereinten Nationen und bei
den anderen internationalen Organisationen in Wien wegen der in den
Fragen 18 und 19 bezeichneten Vorgéinge gegebenenfalls veranlasst?

Auf die Arbeit der zustdndigen Kontrollgremien der UNIDO, wie in der Vorbe-
merkung der Bundesregierung und in Beantwortung von Frage 11 erldutert,
wird verwiesen. Dariiber hinaus haben das Auswirtige Amt, das Bundesminis-
terium fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung und die Stindige
Vertretung in Wien keine Auskunftsersuchen oder sonstige Aufklarungsmali-
nahmen veranlasst.
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21.

22.

Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung gegebenenfalls zu der
in der ,,WELT“-Berichterstattung genannten Forderung in Hohe von
30 000 Euro und zu dem behaupteten Eingang dieser Mittel auf einem
von der Leiterin des Investment and Technology Promotion Office in
Shanghai kontrollierten Firmenkonto vor?

Welchen Stand hat nach Kenntnis der Bundesregierung die von der Orga-
nisation der Vereinten Nationen fiir industrielle Entwicklung angekiin-
digte Priifung der Vorwiirfe im Zusammenhang mit dem Investment and
Technology Promotion Office in Shanghai, und welche Ergebnisse liegen
bislang vor?

Die Fragen 21 und 22 werden zusammen beantwortet.

Der Bundesregierung liegen keine eigenen Erkenntnisse vor.

23.
Nein,

24.
Nein.

25.
Nein.

Hatte die Bundesregierung vor der offentlichen Berichterstattung Kennt-
nis von dem am 15. September 2026 von Gunther Beger unterzeichneten
vorgesehenen Beratungsvertrag mit der UNIDO, und wenn ja, seit wann
(vgl. Vorbemerkung der Fragesteller)?

Hat die Stdndige Vertretung der Bundesrepublik Deutschland bei dem
Biiro der Vereinten Nationen und bei den anderen internationalen Orga-
nisationen in Wien gegen das in Frage 23 bezeichnete vorgesehene Bera-
tungsverhéltnis interveniert, und wenn ja, wann?

Hat die Bundesregierung nach Bekanntwerden der im September 2026
offentlich erhobenen Vorwiirfe eine Uberpriifung laufender oder vorge-
sehener freiwilliger deutscher Beitridge an die UNIDO im Hinblick auf
bestehende Priif-, Aussetzungs- oder Riickforderungsmdglichkeiten ver-
anlasst, wenn ja, wann, mit welchem Ergebnis, und wenn nein, warum
nicht?

Es wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung verwiesen.



Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstralte 83—91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Koln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.bundesanzeiger-verlag.de
ISSN 0722-8333

1Z18S.18 UOIS.I8)\ 8LI8LIO{3| 8IP Y2inp PJiM - BUNSSBIGEION



	Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Tobias Matthias Peterka, Rocco Kever, Matthias Rentzsch, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD – Drucksache 21/8749 –
	Kontrolle und Transparenz bei der Organisation der Vereinten Nationen für industrielle Entwicklung
	Vorbemerkung der Fragesteller
	Vorbemerkung der Bundesregierung:



